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Sachverhalt und Fragestellungen

Die VB der Gemeinde A hat für die beiden Kinder  einer schwer drogenkranken Mutter Kindesschutzmassnahmen nach Art. 308 Abs. 1 und 2 /310 Abs. 1 ZGB errichtet und die Kinder bereits 2001 in einer therapeutischen Wohnfamilie in einem anderen  Kanton untergebracht. Die Kindesschutzmassnahmen wurden bis heute weiterhin von der VB geführt, die seinerzeit die Massnahmen angeordnet hat, weil die Mutter häufig ihren Wohnsitz wechselt und „überall und nirgends“ wohnt. Auch die Mandatsträgerin ist Mitarbeiterin des regionalen Sozialdienstes im Einzugsgebiet der Gemeinde A. Im Zusammenhang mit einem Personalwechsel im regionalen Sozialdienst steht ein Mandatsträgerwechsel an. 
Die VB der Gemeinde A erkundigt sich, ob

· ein geeigneter Mandatsträger am Wohnsitz der Pflegefamilie eingesetzt werden könne, wenn die Massnahme weiterhin von der VB der Gemeinde A geführt würde,

· der angefragte Mandatsträger die Übernahme der Kindesschutzmassnahmen ablehnen könne

· die Kindesschutzmassnahmen auf die VB am Wohnsitz der Pflegeeltern übertragen werden können

· wer die Kosten für die Führung des Kindesschutzmandats zu tragen habe, wobei unbestritten ist, dass die Platzierungskosten nach Art. 7 Abs. 3 Bst. c ZUG von der Gemeinde A als erstplatzierende Gemeinde zu tragen sind.
Erwägungen

● Gemäss Art. 379 Abs. 1 ZGB hat die VB eine mündige Person zu wählen, die zu diesem Amte geeignet erscheint. Weder das Gesetz noch Lehre und Rechtsprechung schreiben vor, dass es sich dabei um eine Person aus dem Vormundschaftskreis der jeweiligen Behörde handeln muss. Lediglich der „Amtszwang“ nach Art. 382 Abs. 1 ZGB erstreckt sich aus-schliesslich auf die (Privat)Personen, die im Vormundschaftskreis wohnen. In der Literatur wird auch nicht ausgeschlossen, dass eine Person, die im Ausland lebt, in der Schweiz ein vormundschaftliches Mandat führen kann
.
● Ob ein Amtsvormund eines anderen Kantons ein Mandat einer „fremden“ Vormundschafts-behörde übernehmen muss, richtet sich bei vorausgesetzter Eignung nach den arbeitsrecht-lichen Bestimmungen seines Arbeitgebers. Dieser bestimmt, welche Dienstleistungen die Stelle für wen und unter welchen Bedingungen (Entschädigung) zu erbringen hat. Er kann als Angestellter die Ablehnungsgründe des Art. 383 ZGB nicht geltend machen
  Eine entsprech-ende Anfrage ist deshalb an die zuständige Vormundschaftsbehörde am Aufenthaltsort der Kinder zu richten und nicht an den Amtsvormund.
● Kindesschutzmassnahmen sind gemäss Art. 315 Abs. 1 ZGB von den vormundschaftlichen Behörden am Wohnsitz des Kindes anzuordnen. Lebt das Kind bei Pflegeeltern oder sonst ausserhalb der häuslichen Gemeinschaft der Eltern oder liegt Gefahr in Verzug, sind nach Art. Art. 315 Abs. 2 ZGB  „auch“ die Behörden am Ort zuständig, wo sich das Kind aufhält. Dabei handelt es sich um eine „konkurrierende“ Zuständigkeit. Falls der Aufenthalt in einer Pflege-familie oder sonst ausserhalb der häuslichen Gemeinschaft nicht nur von vorübergehender Dauer ist, sondern wie im vorliegenden Fall der Aufenthaltsort der Kinder längst zum gewöhnlichen Aufenthaltsort und Lebensmittelpunkt geworden ist, sind beide Behörden gleichermassen zuständig für die Anordnung, Änderung und Aufhebung der erforderlichen Kindesschutzmassnahmen
.
● Art. 315 regelt nach seinem Wortlaut nur die örtliche Zuständigkeit für die Anordnung von Kindesschutzmassnahmen, Die Bestimmung gilt aber sinngemäss auch für die Führung und Übertragung dieser Massnahmen. Das ergibt sich in Analogie zu Art. 376/377, 396 über die örtliche Zuständigkeit zur Bevormundung und Verbeiständung

● Aufgrund der geschilderten tatsächlichen Verhältnisse sind die Voraussetzungen für die Übertragung der Massnahmen auf die Behörden am Ort des gewöhnlichen Aufenthalts der Kinder zweifellos gegeben. Die Übertragung hat in mehreren Schritten zu erfolgen und setzt namentlich einen Übertragungsbeschluss der bisherigen Behörde und einen Übernahmebe-schluss der neuen Behörde voraus

● Die Kosten für Kindesschutzmassnahmen sind Unterhaltskosten und grundsätzlich von den Eltern zu tragen
. Sind sie dazu nicht in der Lage, ist subsidiär das unterstützungspflichtige Gemeinwesen kostenpflichtig. Der Unterstützungswohnsitz richtet sich nach Art. 7 ZUG. Danach sind die Platzierungskosten von der erstplatzierenden Gemeinde zu tragen, unab-hängig davon, ob die Platzierung im Rahmen von zivilrechtlichen Kindesschutzmassnahmen erfolgt ist oder nicht. Die Kostentragung für allfällige Gebühren richtet sich nach kantonalem Recht und die Entschädigung für den Mandatsträger ist gemäss Art. 416 ZGB grundsätzlich dem Vermögen der betreuten Person zu belasten. Ist kein Vermögen vorhanden, regelt das kantonale Recht, wer dafür aufzukommen hat. Die Finanzierung von Amtsvormundschaften und Sozialdiensten, welche im Auftrag der angeschlossenen Gemeinden vormundschaftliche Mandate führen, ist im jeweiligen Gemeinderecht oder bei Gemeindeverbänden in den Ver-bandsstatuten geregelt. Im konkreten Fall ist demnach abzuklären, ob die Verbandsstatuten diesen Fall regeln, andernfalls ist mit der VB am gewöhnlichen Aufenthaltsort der Kinder darüber zu verhandeln. Entscheidend ist jedoch, dass die örtliche Zuständigkeit für die Übernahme von Kindesschutzmassnahmen von der Zuständigkeit für Unterstützungen unabhängig ist und sich ausschliesslich nach Art. 315 ZGB richtet
.
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